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B- 41-'16 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen .des Nationalrates. 

XIlL Gesetzgebungsperiode 

Präs. :~_ 2. Nov. 1972 No. ~91f:7. 

i' ,/ 

A n fra g e ! 

der Abgeordneten Dr.PELIKAN, IIAIE{, Dipl.Ing.Dr.LEI'l'NER, Dr.KEHIEL 

und Genossen. 

an den Bundesminister fUr Bauten und Technik 

betreffend Finullzplanung. 

Das Bundesministerium fUr Finanzen hat unter der Zahl 117.100-1/71 

an alle Präsidialabteilungan, Sektionen und Abteilungen, Konzepts-, 

und Verwaltungsbaulnten, Buchhaltung und Finanzschuldbuchhaltung 

folgend e s Sehre i ben "zur KG~~l tnl sund Dal'na chach tung!l ger i eh te t : 

"1m Sinne dieser BestimllJungen. ist daher lllllJ(Jdingt von den ho.Sektio­

nen und Abteilungen in allen grundsätzlichen oder finanziell ivich-
I 

tigen Angelegenheiten, insbesondere im Falle von Einnahmen-, Aus-

gaben- und Organisationsänderungen sowie von Personalmaßnahmen 

mit finanziellen Aus\drlwngen noch vor der Genehmigung das vor-
'-' -. ---

herige ali:tcmnLi1igc Einvernehmen mit der Leitung der Budgetsektion 

zu pflegen. Dies gilt vor allem auch fUr alle Ges~tz- und Verol'd­

nQngsentwUrfe. Das ho.Ilundschreiben vom 11.Jänn~r 19~6, Zl.3.~09-I/56 

enthült die Voraussetzungen, die vom buugetärcn Standpunkt gesehen, 

derartige Entwürfe erfüllen müssen .• " 

Dem Anliegen nach entspricht diese's Schreiben dem Hinistcrratsbe·­

schluß vom 7.2.1950, in dem es u.a. heißt: 

.IIJedem Entwurf für ein Gesetz oder 'für eino Varordming oder sonstige 

rochtsetzellde Hnßnahme ist von der .j3el1örde, der <.Iie J.usarbeitung. 

des· Entwurfes obliegt, eine Kostenberechnung aJ1ZUSClllicßCll, aus' 

der hörvorgeht~ ob und inwiefern die \DurchfUhrung deI' vorgeschla-
;' te;?·, ' .. 

genen Vorschriften vermehrte VkrwaltUngsarlJeit und erhülJteVerwal-:-
. . . ,. r· ~. 

tmlgskoste'n verursacht; beJ~JlelHlenf[llls ,,,te hoCh diese Kosten zU 

vor·nnsehlngcn sind und ~'uswclCl1en Griinden dieser .. Auf,,'and notwendig 
"."''1<: ist. " i; , ... 

. . -; 
,',.' \, 
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Das Hunc]schreiuel1 Zl.3. l159-I/)6 Bowle w1.ederholte Außerungen des 

Rechnungshofes bezogen sich auf die gleicl1e ProlJlematik. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen dallcr folgende 

1. ) 

A n fra g e 

Haben Sie im Sinne dcr1"'iedorholtcl1 l\ufforderung des Dundes-) e 1. 

ministers für Finunzen,/jedem Ihrer Ges~tzeBentwtirfe, Regicrungs-

voi'lagen, Verordnungen oder sonstigen rechtssetzenden Haßnahmen 

Kostellberechnungen angestellt und vorgelegt, aus denen hervor­

"geht~ in welcllem Umfang die Durchführung der vorgeschlagenen 

Vorschriften 

a) zusötzliche gesetzliche Verpflichtungen für den öffentlichen 

IIaushalt und 

b) vermehrte Verwaltungsarbeit und erhöhte Verwaltungskosten 

verursachen? 

2.) Wenn ,j a, wi e lauten d io Ko s tenvoransch 1 äge 

a) für die von Ihrem Ressort in Begutachtung befindlichen Nini­

sterialentwUrfe, 
für 

b)/die don Ausschtissen zugewiesenen oder noch zu~uweisenden 

Regierungsvorlagen, 

c) der von IIlllBn 1972 ergangen~n Verordnungen odor sonstigen 

rechtssotzonden r.laßnahme i In 0 i n z"e 1 n e n ? 

).) Welche Kostenvoranschläge liegen don 1972, (1971," 1970) be­

schlossenen Regierungsvorlagen im IIinblick auf deren finanziel­

len Auswirkungen auf die Jahre 1972 und 197J zugrunde? 

n) Welche Berechnungsgrundlagen und 

b) welche llerechnungsmothodo haben Sie Ihren Ko~tehvoranschlä~ 
I 

gen im einzelnen zugrunde gelegt? / 
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